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runs der Verhandlungen mıiıt kommu- che gesorgt iSt, zeıgen die etzten werden. Damals un Jetzt wurde ein1-
nıstischen Partnern un den bisher1- Bischofsernennungen ın der Tschecho- SCHh Bundesstaaten der Vorwurt g..

macht, ın ihren Bestimmungen für die
SCl Voraussetzungen un beim bis- slowakei, die 1m Lande selbst,
herigen Tempo der Vatıkan die beiden möglıch 1St, viel schärter kritisıert WeI- Finanzıerung bestimmter Auslagen pr1-

Schulen se1 ıne „Förderung |Zielsetzungen seiner Politik: Wahrung den, als WIr seinerzeıt angedeutet
der Existenzmöglichkeiten der Kırche haben (vgl Aprıl 1973, 166) lıg1öser Aktıivıtiten“ erblicken, die

Auch die Entwicklungen ın Ungarn VO  > der Verfassung ausdrücklich VeOI -und Eıinsatz für die Friedenssicherung
boten werde.durch seınen moralisch-politischen Be1i- während der etzten Jahre (vgl ds

Heft, 484) sind dafür eın beden-trag ZUr Entspannung 7zueinander ın
Konflikt bringt. In der orge, alle kenswertes Beispiel.
Chancen tür einen Beitrag ZUT: inter- Die für verfassungswidrig
natıonalen Entspannung un: ZUr 1N- ıne Politik, wıe S1e die vatikanıschen erklarten Gesetze
ternen „Entspannung” innerhal kom- Ustexperten ın den etzten Jahren be-

trieben haben, mMu: nıcht in allem undmunistischer Staaten nutzZen, bringt Im einzelnen wurden jetzt folgende
se1ın erstes Ziel, der Exıistenz- und jedem abwegıg se1n, w1e€e manche

Kritiker gelegentlich darstellten, Hılfeleistungen I des „unzuläs-
Freiheitssicherung der Kiırche die- sıgen Eftekts der Förderung der eli-
NCIL, 1n Gefahr: enn 1St iıne erhär- sıch dann wieder korrigieren (vgl 7102“ verworten:
tetEe Tatsache, daß totalıtäre Regıme Roegele 1n der „Welt“ 7T3 FEın Zusatzartikel den New Yor-
1mM allgemeınen un kommunistische und 1mM „Rheinischen Merkur“ 13 ker Erziehungs- und Steuergesetzen,
1M besonderen jede Möglıchkeıit NUut- 7/3) Wohl aber gilt, w asSs lange der der Zuschüsse ZUr „Wartung un!: Re-
ZEN, die Zentralregierung der Kır- bundesdeutschen Regierung- paratur“ private, niıcht-gewinn-
che die örtliıchen Autorıitäten und ten wurde: Zuviel auf einmal und bringende Schulen 1n Gebieten mi1t
das Kirchenvolk auszuspielen. Daß hastıg, auch wenn dahinter noch ehren- nıedrigen Durchschnittseinkommen
einer moralischen Friedenspolitik das Motive stecken. Wer schnell vorsah.
unerschrockene un: öffentliche un!: Aaus moralischer Perspektive 1n der Eın weıterer Artikel des gleichen
nıcht NUr diplomatısche Eıntreten für Tagespolitik gleichzieht, verliert allzu- Gesetzes, der Eltern VO  — Kindern, die

leicht moralischer Überzeugungs-Menschenrecht gehört, versteht sich nicht-Sffentliche Schulen besuchen,
Daß mMiıt einer Politik der Sıcherung kraft ıne Drosselung des Tempos, Schulgeld-Zuschüsse bis 100 US-$
der kirchlichen Strukturen (Einsetzung 1St hoften, se1i das Ergebnis der gewährte, wWEeN das Jahreseinkommen
VO Bischöten mit Zustimmung der manchmal überspitzten, aber nıcht VOeTiI- 5000 lag
zuständıgen Regierungen) noch nıcht geblichen Auseinandersetzung der letz- Eın Zusatzartikel, der Schulgeld
tür das noch erreichbare Wohl der Kır- ten Monate. zahlenden Eltern bei der Berechnung

der den Staat entrichtenden
Einkommenssteuer einen Abzug VO'

Brutto-Einkommen erlaubte.
Eın (Gesetz des Staates Pennsilva-

n1a, wonach Eltern bıs 150 -

rückerstattet bekamen, we1lll s1€e Schul-Katholische Schulen in den USA geld zahlten, ıhre Kınder auf
niıchtöffentliche Schulen schickenerneut unter ruc
können.

Eın New VYorker Gesetz, das nıcht-
öffentlichen Schulen fnanzielle Zu-

Der Urteilsspruch des Obersten Ge- Dem jetzıgen Urteil kommt deshalb
wendungen einräumte tür sogenannterichtshofes der USA VO 25 Junı viel Bedeutung Z weıl verschiedene

Formen der Unterstutzung tür Priıvat- „beauftragte Dıenste”, z. B für die
1973, der ıne Reihe VO  3 indirekten Erstellung Vonmn Statistiken, Durchfüh-
finanziellen staatliıchen Unterstutzun- schulen als ungesetzlich erklärt, die in

den etzten Jahren in mehreren Bun- rung VO'  - Testprogrammen und Ühn-
gCcn prıvate Schulen für vertas- lichen staatlich geforderten Sonderlei-
sungswıdrıg erklärte, löste in Kreıisen desstaaten als einz1g möglicher Aus-
der katholischen Kırche der Verein1g- WCS Aaus der schwier1ıgen Verfassungs- StUNgECN 1M Rahmen der schulischen
ten Staaten fast ein noch stärkeres lage angesehen un ausgearbeitet WOTL- Arbe?t.
Echo AuUSs als die Entscheidung des den 11. Sowohl mMI1t dem rund-

satzurteıl VO 78 Jun1ı 1971 als auch Während für die Entscheidungen we1lgleichen GremiLiums VO Januar, ıne
Schwangerschaftsunterbrechung prak- mMit der jetzıgen Feststellung des ber- bıs vier NUur jeweils ein 6: 3-Abstıim-

sten Gerichts der USA sollen „drohen- mungsergebn1s zustande kam, wurdetisch ZUuUr Privatsache jeder schwangeren das fünfte (zesetz mi1t 81 nıederge-Frau erklären (vgl Marz 1973, de schwerwiegende Verstrickungen
zwiıschen Kirche un Staat“ verhindert stimmt und das MLt 9:0
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Es 1St. jedoch wıederum aufgefallen, ufiterhalten, während die Colleges ınegen die Katholiken
da{lß äahnlich wıe bereits 1971 auch dies- gerichtet starkem aße VO  - anderen Kırchen
mal die finanzielle Unterstützung tür werden) durch das Oberste

Gericht eiten viele Katholiken e1n-kıirchlich geleitete Colleges (Aufbau- Der Oberste Gerichtshof dagegen Ww1eS5
Darlehen, Stipendien) VO' Obersten all diese Argumente mMi1t dem 1NnWels deutige anti-katholische Emotionen aAb

Sıe sehen darın eine klare Dıiftamie-Gerichtshof gebilligt wurde. auf den ‚unzweıfelhaften Eftekt die-
scr Hiılfe, finanzıelle Unterstützung rung ihrer Kontession und fühlen ıch

Ausgangspunkt für die Verhandlung für nichtöffentliche, konfessionelle In- als Minderheit zurückgedrängt. Alte
der den Staat New ork betreffenden stitutionen sein“,  «“ zurück. Der Staat Erinnerungen dıie schwere eıit der
Artikel WAar die Klage des „Commıit- MuUsse eine Haltung der „Neutralıtät“ Gründerjahre tauchen wieder aut
tee for Publıic Educatıon and Relıgi0ous Nach der als Verlust einer Bastıon 1bewahren und dürfe Religion weder
Liberty“ PEARL), bestehend AauUuS 36 „tfördern“ noch „behindern“. Das Rechtswesen der USA empfundenen
zıvılen, relıg1ösen und pädagogischen Niederlage 1ın der rage der Abtrei-Recht auf freie Ausübung der ReligionGruppen, das sıch tür iıne totale Iren- und die Verfassungsbestimmung, die bung sehen S1C sıch 9008 erneut heraus-
Nung VO  — Staat un Kırche einsetzt. dem Staat jegliche Förderung einer gefordert. Die gemäßigte Kooperatıon
Schon 1n der erstien Runde VOor dem Religion untersage, ührten einer der Vergangenheıit scheint iıhrer Me -
United States Dıstrict Court für den unvermeıdbaren pannung, 1n der Nung nach zunehmender Konfronta-
südlıchen Distrikt VO New ork W d- t10n zwischen katholischer Kırche und„Neutralıtät“ die oberste Rıchtschnur
ren die unterschiedlichen Auffassungen des Staates seın MUusse. estaatlıcher Rechtsgemeinschaft WwEel-
über Sınn und Berechtigung der 1n chen
Frage gestellten (jesetze klar ZUTage BC- Das dritte Hilfsprogramm des Staates
treten Die Befürworter der Hılfelei- New York, das in der Steuerermäfßi-

wıesen besonders darauf hin, Kung als teilweisem Ausgleich für Schul- Stehen die Katholike
daß die Zuschüsse tür Unterhalt und geld-Zahlungen bestand, war VOIMNMN (Ge- Nlein?
Reparatur lediglıch AaAn „qualifizierte“ setzgeber Ww1e die anderen Ma{fßnahmen
Schulen, solche M1t einem hohen Als eiıner der ersten auf katholischerverteidigt und VO Obersten Gericht

Seite außerte sıch der Präsident derProzentsatz VO  — Schülern AauUs unteren mMi1t dem gleichen Argument abgelehnt
Einkommensschichten, gezahlt würden. worden. Dagegen hatte der Distrikts- „Natıionalen Katholischen Erziehungs-
Dıie Miıttel müßten zudem ausschlie{(ß- Gerichtshof uUVOo diese Art VO  3 Un- Gesellschaft A “, Albert oob
lich für solche Ma{fnahmen verwendet terstutzung 1m Gegensatz den - Seiner Meınung nach mı ßachtet der
werden, die der „Gesundheıit, dem deren Arten als vertretbar erklärt. Spruch des Gerichts die legıtımen Rech
Wohlergehen und der Sıcherheit“ der Diıeser überraschende Unterschied 1n von Miıllionen Eltern, die ıhre Kın-
Schüler dienen. der auf nıchtöftentlichen Schulen P1' -der Auffassung des Distrikts-Gerichts

wurde VO  -} einıgen Beobachtern damıt ziehen lassen, da ihnen doppelte finan-
Dıie Schulgeld-Zuschüsse für Eltern VO  ; erklärt, daß 0/9 aller Schüler des zielle Lasten zugemutet werden. Er
Kındern nıchtöftentlichen Schulen könne nıcht glauben, da{fß die DoktrinStaates New York, das sınd 700 0O0Ö
hatte die gesetzgebende Körperschaft bis 8OÖO 000O, nıchtöftentliche Schulen be- VO  - der Trennung VO  — Kırche und
des Staates New ork damıt verte1i- Staat VO  } den Vorvaätern in der heu-suchen, VO  _ denen eLtwa 85 0/9 VO  —

digt, daß ın eiıner pluralistischen Kırchen geleitet werden. Während tıgen Weise interpretiert worden ist.
Gesellschaft statthaft seın müusse, aber fast alle Schulen, die die Dıie Entscheidung bedeutet seiner Melı-
alternatıven Erzıiehungssystemen freı Nnung nach „eiınen grofßen Schritt inBestimmungen einer „quali-
wählen können, und da{fß 1m übrigen fizıerten“ Schule mi1ıt der Berechtigung Rıchtung auf eın monoli:thisches Erzie-
jeder Rückgang Schülern in nıcht- hungssystem“ und wird einen Wandel
öffentlichen Schulen ın unvorherseh-

Zzu Empfang VO  — Mitteln für War-
tung un: Reparatur tallen, römisch- 1n der Erziehung ın der Zukunft noch

barem aße die Kosten der Ööftent- katholisch sınd, umfaßt die Anwart- erschweren. Wıe spater auch tast alle
anderen Sprecher eriff oob besondersliıchen Schulen steigern würde. Wahr- chaft auf die Mittel des dritten Pro-

scheinlıch würde adurch die Qualität Tamıms ine Vielzahl VO  3 Kirchen un heftig den Passus des Urteils A in
der Erziehung für alle Kinder NST- dem behauptet wird, viele Formen derGruppenhaft aufs Spiel ZESETZT. Dıie Erstattung Unterstützung für nichtöffentliche Er-
der Schulgelder bis eiınem 1m üb- Aus dieser auf nıederer Ebene be- ziehung trügen dıe Anlage ZUr „PO-

obachtenden Dıfterenzierung und AUS lıtischen Spaltung“ 1n sıch Dieser Vor-rıgen ımmer 0/9 der wirklichen
Ausgaben liegenden Prozentsatz be- der unterschiedlichen Beurteilung des wurtf der „political divisıveness” traf
deutet nach Meınung der Gesetzgeber Kriteriums „Förderung eıner Religion“ die Katholiken besonders hart.
des Staates New ork eine Unterstüt- be1 den Grund- un Hauptschulen
ZUNßS, die als „eindeutig säkular, NEeU- bzw be1i den Colleges (die Mehrheıiıt Dıie Skala der Verlautbarungen

der Urteilsverkündigung reichttral und nicht-1deologisch“ einzustufen der privaten Grund- und Hauptschu-
1ST len wiırd VO  — der katholischen Kirche laut News Servıice on Be-
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schimpfung bis resignierter Ent- ware sicherlich ein „großer Verlust“, Hıiılfe her gelöst werden muf. Sobald
täuschung“. Dıie Leitartikel fast aller WeNn die Arbeit dieser Schulen AUS- auch NUr die Möglichkeit offenbleibt,
kirchlicher Blätter stımmten 11 Grund- bliebe. Der „American Jewish Con- dafß Mıt der Hılfe indirekt auch die

der Verurteilung des Spruchs (ATJC)* begrüßte die Entschei- Religion gefördert werden kann, wiırd
überein. Im Namen der „ Catholic dung des Gerichts als eine „willkom- der geforderte „hauptsächliche Eftekt“,
Conference“ sprach deren General- INEeENC Erinnerung daran, daß eine voll- nämlıch die Erreichung eines säkularen
sekretär, Bischof James Rausch, von ständige Trennung vVvon Kırche und Zieles, einfach verneint. Die Vielzahl

Staat das este für den Staat und dieeiner „Maulkorb-Regelung für die Re- der möglıchen Eftekte bleibt völlig-
lıgıon, die in einer freien Gesellschaft Religionen“ se1 29 79) eachtet: „Es reicht tür die Vertas-
nıcht tragbar“ sC1. Der 1NWEeIS sungswiıdrigkeit AUuUS, da{fß die Religion
auf eiınen „möglicherweise politischen direkt oder indirekt eın Hauptnutz-
Spaltungseffekt eines Hilfsprogramms Überlegungen ur  .. die nießer der Gesetzgebung ist.“
tür kirchliche Schulen“, den das Ge- Zukun
richt beschwor, etrefte alle Kirchen In bezug auf dıe rage der Trennung
un kirchlichen Gruppen, da damıit Die wichtigsten katholischen Gremien VON Kırche und Staat wirft der Autor

der USA siınd M1t ausführlichen Stel- dem Obersten Gericht völlige Inkon-praktisch verboten werde, angesichts
der Hauptfragen unserer eıit noch den lungnahmen allerdings noch sehr SCQUECNZ VOT. Er scheine sıch einfach
und aufzumachen. Sofort und stand- rückhaltend. Fälle auszusuchen, 1ın denen iıhm eın
haft müßten alle Amerikaner, die der FEıne tundierte Analyse erstellte Arrangement 7zwischen Religion und
Meinung selen, dafß „moralısche und der Jesuit Charles W helan, Jura- Gesellschaft nützlich erscheint oder die
geistige Werte weiterhin eine bedeut- Professor an der Fordham Law School, tolerieren bzw. verbieten 11 Eben-

SO kritisiert Professor Whelan die e1N-S$ame Rolle 1 Leben dieses Landes für Jlıe Zeitschrift „America“ Z
spielen“, dagegen vorgehen, Erzbischof Er unterstreicht, Jdaß der Ge- seit1ge Ausrichtung der Richter auf die
Joseph Bernardın VO Cincinnatiı richtshof nıcht alle Arten Ööftentlicher Geschichte der Kırche-Staat-Beziehun-
beschuldigte den Gerichtshof, „JUristi- Hılte für private Schulen als VOI- gen 1n Virginia, die 1177 Grunde —

sche Gymnastık“ MM1t ceinen ftrüheren fassungswıdrig erklärt hat Busse, typisch für die Vereinigten
Lehrbücher, Gesundheitsdienste, Früh- Staaten csei1en. Das Argument der » P0'Rıchtlinien für eine verfassungsgemäße

Hıiılfe betreiben. Bischot ark stück und die tradıitionelle Steuerbe- lıtıschen Spaltung“ weist er zurück.
Hurley Von Santa Rosa 1ın Kalitfornien freiung für kirchliche Einrichtungen

Wiıe weitergehen soll, weiß zurschließlich erklärte, durch diese bleiben unangetaSstet. Bedenklich se1
Urteile werde ıne „de-jure-Diskrimi- jedoch, da{fß fünf weıtere Programme Stunde noch nıemand. Viele hoffen,
nıerung“ 1n der Gesellschaft der USA der Hılfsliste verboten seılen un: die da{fß die Regierung 1n Washington eine

bundeseinheitliche NEUE Gesetzgebungverankert, nachdem iıne de-tacto-Dis- Suche nach legalen Möglıchkei-
kriminierung schon se1t Jahren das ten diesen Umständen immer 1MmM Rahmen der Jetzıgen Vertassungs-
„Los VO  >} Katholiken un anderen“ schwerer werde. lle fünf Programme lage erarbeiten wird. Im Staate New
sel. Die neugegründete „Katholische hätten dreı tatale Fehler aufgewiesen, Jersey zeıgt sıch bereits, W as bei strik-
Liga für religıöse un Bürgerrechte“ die ın Zukunft unbedingt vermieden ter Einhaltung des Verfassungsspruchs
brandmarkte besonders den ıhrer Me ı- werden müßten: Dıie katholischen autf die Bundesstaaten zukommt. Drin-
Nung nach oftensichtlichen Antikatho- Schulen erhielten den Hauptanteıl der gend appellierten die Behörden dieses
lızismus. Dieses Urteil INM! mı1t Zuwendungen. Obwohl die (Gesamt- Staates den Obersten Gerichtshof,

Möglichkeiten schaften, daß diedem Jüngsten Spruch über die Abtrei- bisher gering WAar, hätten die
bung lasse die Zukunft der Religions- (jesetze genügend Spielraum für welıt- nichtöffentlichen Schulen 1U  — nıcht alle
treiheit ur amerikanısche Katholiken Aus größere Unterstützung für die Einrichtungsgegenstände, die Ss1e mit

staatlicher Unterstützung erworben„ JI der Tat trübe erscheinen. Erziehung 1n Ptarreischulen gelassen.
Es gab keine Möglichkeit für Ööftent- haben, zurückgeben mussen. Diese Ak-

In ihrem Protest die Urteile STE- ıche Schulen, Lehrer un Schüler, t10N ware teurer als der Wert aller
hen die Katholiken weitgehend alleın. ebenso profitieren w1ıe die nıcht- Gegenstände.
So unterstrich der Generalsekretär des Ööftentlichen Schulen, Lehrer und Schü-
Nationalrates der Kiırchen der USA ler (Hıer mu allerdings hinzugefügt Neuere Untersuchungen zeıgen 1M üb-
NCCUS), Edwin Espy, die werden, dafß öffentlichen Schulen rıgen, daß die katholischen Schulen
Entscheidung des Obersten Gerichts Schulgeldfreiheit besteht.) des allgemeinen Rückgangs der
scheine mIit der alten Politik des Schülerzahlen iıne ständıge Zunahme
Nationalrates übereinzustimmen, dıe Bedenklich erscheint dem katholischen farbigen Schülern verzeichnen
Steuerzuwendungen ablehnte. Den- Spezialisten für Fragen der Schulfinan- haben In einzelnen Dıözesen wurden
noch se1 INa  - auf nicht-katholischer zıerung das oberste Prinzıp der Rich- bereits Verfügungen erlassen, die die
Seite betroffen VO  ; der verzweıtelten ter, dafß die gesamte Problematik VO  — Berücksichtigung VO  — Minderheiten
Sıtuation der katholischen Kirche. Es der rage nach dem ersten Effekt der ordern und verhindern ollen, da{fß
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zahlungskräftige weiße Schüler die VO solchen vordergründigen Vorteilen größeren Schuleinheit aufgeben.
qualitativ besseren privaten Schulen nıcht verwischt werden. Ganz 1ICUu 1St Die 1971 begonnene Diskussion über
esuchen. Dıiese Schulen dürften keine auch das Konzept SOgeENANNTEFr »” ge' Sınn un: Zıel katholischer Schulen
Fluchtburgen tür solche werden, die bündelter Schulen“, bei denen die e1n- un: ber eventuelle Neuorientierungen
der rassıschen Integration entgehen zelnen Ptarreien iıhr seiIt 1884 PTro- scheint allerdings durch die als Her-
wollen Sosehr die finanzielle Hılte klamiertes Zıel, ıne eigene Schule ausforderung verstandene Urteilsfin-
auch nötıg sel, die Zielsetzung dürte haben, einer leistungsfähi- dung vorläufig verdrängt se1n.

Gesellschaftliche Entwicklungen

Selbstdarstellung Ia onecker
Dire Weltjugendfestspiele OÖOst-Berlin
Die . @ Weltfestspiele der Jugend un: Studenten“, Aaus- für die allermeısten Teilnehmer überzeugende Mischung
gerichtet VO  e der DDR in Ost-Berlin in der elit VO “VO  S gefühlsbetontem est un politischer Demonstryatıion.
28 Julı bis August, gerieten primär einer Selbstdar- Und selbst kritische Beobachter Aaus dem Westen vermoch-
stellung des zweıten deutschen Staates. Fuür ED-Chef ten sıch dem Reıiz mancher Veranstaltung w1e auch VOTI

Erich Honecker galt CS, die Scharte VO  —; 1968, als die allem der Tag-und-Nacht-Diskussion aut dem Alexander-
Jugendfestspiele 1ın Sofla dem psychologischen platz kaum entziehen.

ruck der tschechoslowakischen Reform-Kommunisten,
die VO  3 westdeutschen Soz1ijalisten Schützenhilfe erhielten, Perfekte Organısatıon, ıne verblüftend präzıise Technik
vorzeıtig auseinanderbrachen, AU:  en. Als Erster und raffinierte Eintälle der politischen Regıe brachten eın
FD J-Sekretär Lrug Honecker außerdem die Verantwor- Zusammenspiel aller Kriäfte zustande, das zuweilen die
tung für das 111 Jugendfestival 1951 1ın Ost-Berlıin, das Münchner Olympiade oder par den rheinischen Kar-
ebenfalls eiınem klaren Mißerfolg geworden WAar. Dies- neval, meı1st jedoch nationalsozıjalıstische Massenver-
mal schienen dıe Bedingungen unvergleichlich günstıger. anstaltungen w1e die Nürnberger Parteitage erinnerte.
Zu keinem Zeıtpunkt iıhrer Entwicklung stand die DDR Dennoch schien der Charakter zahlloser Einzelveranstal-
gefestigter da Honecker verfügt se1it der Entmachtung tungen in Ost-Berlin aufgelockerter, wenıger verkrampft
Walter Ulbrichts über ıne uneingeschränkte acht Der als die Hıtlerschen Monstershows. Dieser Eindruck ergab
Tod des ehemalıgen Onners un spateren lästıgen Rıva- sıch schon daraus, dafß sıch 0O0Ö Vertreter AUS etwa

len auf dem Höhepunkt des Festivals unterstrich diesen 135 Ländern der Erde iın Ost-Berlin eın Stelldichein g-
Sachverhalt noch. ast Staaten hatten die DDR, deren ben, davon viele Aaus Schwarzafrika, Aaus dem Vorderen
Eintritt ın die unmıiıttelbar bevorstand, Ende Julı Orient, Indien, Ostasıen, VO  —_ den Philippinen, AUuUS Neu-
anerkannt. Dıie Ustverträge schließlich bildeten eın schüt- seeland un Australıen, den USA und dem lateinamer1-

kanıschen Kontinent. Natürlıch Lrat der kommunistischezendes Korsett:;: ıne wıe immer ernsthafte Be-
drohung der Veranstaltung VO  } seıten der Bundesrepublik, Ostblock miıt starken Kontingenten Allein die Sowjet-
W1e S1e 1951 gegeben WAl, schied AUs. unıon WAar mıiıt 1000 Mitgliedern des Komsomolsk bzw.

des SE ban erschienen. Kaum mınder volu-
mınöse Abordnungen hatten Polen, Ungarn und die CSSR

ptimale Voraussetzungen für die DDI entsandt. Gemessen der Einwohnerzahl, nahm sıch das
800 Delegierte zählende Team Aaus der Bundesrepublik

Dıiıese Voraussetzungen mMu INa  _ sıch bei eıner Bewertung fast bescheiden ZUS,
der Festspiele VOT ugen halten. Das nach dem Einmarsch
1ın die CSSR lange eıit für CLOLT gehaltene Jugendfestival Aast 100 01010 Jugendliche stromten täglıch Aaus der ganzch
1St, das kann nıcht bezweiıfelt werden, 1973 ın Ost-Berlin DDR nach Ost-Berlin. Am etzten Tag fanden sıch rund
Neu ZU Leben erweckt worden. Der DDR gelang ıne 500 000 e1n, die Schlußkundgebung MIt Feuerwerk


